
 
 
 
 

Grebing Wagner Boller & Partner mbB 
Steuerberater Wirtschaftsprüfer Rechtsanwälte 

 
35043 Marburg   Schubertstraße 8 b 

Tel. (0 64 21) 40 06 - 0 
Fax (0 64 21) 40 06 - 250 

www.gwb-partner.de 
AG Frankfurt/Main 
Reg.-Nr. PR 1322 

 
 

Marburg, Juni 2016 
 

 
 

M a n d a n t e n b r i e f  I I / 2 0 1 6  
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
nachfolgend erhalten Sie wichtige Informationen 
über rechtliche und steuerliche Änderungen. 
 
Besonders hinweisen möchten wir Sie auf die 
neuen Hinweispflichten im Onlinehandel. 
 
Gerne können Sie den Mandantenbrief zukünftig 
auch per Email erhalten. Sollten Sie dies wün-
schen, bitten wir um Mitteilung Ihrer Email-
Adresse an maren.weichsel@gwb-partner.de. 
 
Die Informationen stellen keine rechtliche oder 
steuerliche Beratung dar und können eine indivi-
duelle Beratung nicht ersetzen. Sollten Sie zu 
einzelnen Themen noch Fragen haben, stehen 
wir Ihnen gern zur Verfügung.  
 

Mit freundlichen Grüßen  
Grebing Wagner Boller & Partner mbB 

 
 
 
Katja Möller  Oliver Stumm 
Wirtschaftsprüferin, Rechtsanwalt, Fachanwalt 
Steuerberaterin für Steuerrecht  
 
 
 
 
 
 
 
 
 

INHALT:  
· Steuertermine: Juli - September 2016 
· Einkommensteuer 
Ø Vertragliche Kaufpreisaufteilung Grundstück/Gebäude 

kann für die AfA-Bemessungsgrundlage maßgebend sein 
Ø Steuerliche Berücksichtigung volljähriger Kinder ab 2012 
Ø Häusliches Arbeitszimmer: Kein Abzug bei gemischt ge-

nutzten Räumen 
Ø Kürzung der außergewöhnlichen Belastungen um zumut-

bare Belastung verfassungsgemäß 
Ø Anerkennung eines Mietverhältnisses zwischen Eltern und 

unterhaltsberechtigtem Kind 
Ø Geplante Sonderabschreibung für den Neubau von Miet-

wohnungen in Ballungsgebieten 
Ø Aufwendungen für ein Notrufsystem in einer Seniorenre-

sidenz sind haushaltsnahe Dienstleistungen 
Ø Geänderte Rechtsauffassung zur gewinnneutralen Real-

teilung 
Ø Gutschrift eines übertragenen Wirtschaftsguts auf Kapi-

talkonto II ist keine Gewährung von Gesellschaftsrechten 
Ø Werbungskostenabzug auch bei langfristig unbebauten 

Grundstücken möglich 
· Umsatzsteuer 
Ø Verbilligte Parkplatzüberlassung an Arbeitnehmer ist um-

satzsteuerpflichtig 
Ø Anforderung an eine zum Vorsteuerabzug berechtigende 

Rechnung hinsichtlich Leistungsbezeichnung und Liefer-
datum 

· Verfahrensrecht/AO/FGO 
Ø Voraussetzungen für die Änderung eines einmal ausge-

übten Wahlrechts in einer Steuererklärung 
Ø Gesetzentwurf soll Manipulation von Registrierkassen 

verhindern 
Ø Keine Verjährung von Steueransprüchen am Wochenen-

de 
· Personalwirtschaft 
Ø Ferienjobs sind für Schüler sozialversicherungsfrei 
Ø Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträge auf Kapitalab-

findungen und Sofortrenten 
Ø Angestellter GmbH-Gesellschafter auch mit Sperrminori-

tät sozialversicherungspflichtig 
· Miet-/Pachtrecht 
Ø Das Hausrecht bei einer vermieteten Wohnung steht aus-

schließlich dem Mieter zu 
Ø Mietrecht: Schriftform sollte bei jeder Mieterhöhung ein-

gehalten werden 
· Arbeitsrecht 
Ø Keine betriebliche Übung bei der Vergütung von Rau-

cherpausen 
Ø Anrechnung von Sonderzahlungen auf Mindestlohn 

· Zivilrecht 
Ø Widerruf von Fernabsatzverträgen 
Ø Formularklauseln über Abzugsbeträge bei Förderdarlehen 

(KfW-Darlehen) halten Stand 
Ø Neue Hinweispflichten für Online-Händler/Streit-

schlichtungsstelle 
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Termine Juli - September 2016 
 

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern fällig werden: 
 

Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch 
  Überweisung1 Scheck2 
Lohnsteuer, Kirchensteuer, Soli-
daritätszuschlag3 

11.07.2016 14.07.2016 08.07.2016 

dto. 10.08.2016 15.08.2016 05.08.2016 
dto. 12.09.2016 15.09.2016 09.09.2016 

Kapitalertragsteuer, Solidari-
tätszuschlag 

Seit dem 1.1.2005 sind die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritäts-
zuschlag zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das 
zuständige Finanzamt abzuführen. 

Umsatzsteuer4 11.07.2016 14.07.2016 08.07.2016 
dto. 10.08.2016 15.08.2016 05.08.2016 
dto. 12.09.2016 15.09.2016 09.09.2016 
Einkommensteuer, Kirchensteu-
er, Solidaritätszuschlag 12.09.2016 15.09.2016 09.09.2016 

Körperschaftsteuer, Solidari-
tätszuschlag 12.09.2016 15.09.2016 09.09.2016 

Gewerbesteuer 15.08.2016 18.08.2016 12.08.2016 
Grundsteuer 15.08.2016 18.08.2016 12.08.2016 
Sozialversicherung5 27.07.2016 entfällt entfällt 
dto. 29.08.2016 entfällt entfällt 
dto. 28.09.2016 entfällt entfällt 

 
Vertragliche Kaufpreisaufteilung von Grundstück und Gebäude kann  

für die AfA-Bemessungsgrundlage maßgebend sein 
 
Die Absetzung für Abnutzung (AfA) ist beim Kauf eines Grundstücks mit Gebäude nur von den auf das Gebäude entfal-
lenden Anschaffungskosten zulässig, weil ein Grundstück ein nicht abnutzbares Wirtschaftsgut ist. In der Praxis ergeben 
sich häufig Streitigkeiten mit dem Finanzamt über die Kaufpreisaufteilung von Grundstück und Gebäude. Während das 
Finanzamt einen möglichst hohen Grundstücksanteil ansetzen möchte, ist die Auffassung des Steuerpflichtigen umge-
kehrt. Ist diese Aufteilung aber im notariellen Kaufvertrag vereinbart, ist sie auch für die AfA-Bemessungsgrundlage 
maßgebend, wenn sie weder zum Schein vereinbart wurde noch einen Gestaltungsmissbrauch darstellt. (Quelle: Urteil 
des Bundesfinanzhofs6) 
 

Steuerliche Berücksichtigung volljähriger Kinder ab 2012 
 
Seit dem Jahr 2012 spielen die Einkünfte und Bezüge volljähriger Kinder für deren steuerliche Berücksichtigung keine 
Rolle mehr. Es besteht grundsätzlich Anspruch auf Kindergeld oder Kinderfreibetrag bis zum Abschluss einer erstmali-
gen Berufsausbildung oder eines Erststudiums des Kindes bis zur Vollendung des 25. Lebensjahres. Kinder bis zur Voll-
endung des 21. Lebensjahres werden unabhängig davon berücksichtigt, wenn sie als arbeitsuchend gemeldet sind und 
keiner Erwerbstätigkeit nachgehen. 
 
Bei volljährigen Kindern wird nach Abschluss einer erstmaligen Berufsausbildung oder nach Abschluss eines Erststudi-
ums davon ausgegangen, dass das Kind in der Lage ist, sich selbst zu unterhalten. Darüber hinaus findet ein Kind nur in 
bestimmten sonstigen Fällen Berücksichtigung. (Quelle: Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen7) 
 
 

                                                        
1  Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum fol-

genden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächs-
te Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überwei-
sung muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

2  Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. 
Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

3  Für den abgelaufenen Monat, bei Vierteljahreszahlern für das vorangegangene Kalendervierteljahr. 
4  Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern ohne Dauerfristverlänge-

rung für das vorangegangene Kalendervierteljahr. 
5  Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats 

vorgezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein 
einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit an die jewei-
lige Einzugsstelle übermittelt werden. Regionale Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchfüh-
rung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauf-
tragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 

6 BFH, Urt. v. 16.09.2015, IX R 12/14, BFH/NV 2016, S. 266, LEXinform 0934754. 
7 BMF, Schr. v. 08.02.2016, IV C 4 - S 2282/07/0001-01, DStR 2016, S. 409, LEXinform 5235854. 
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Häusliches Arbeitszimmer: Kein Abzug bei gemischt genutzten Räumen 

 
Entgegen einiger Auflockerungsentscheidungen zum Aufteilungsverbot in verschiedenen Bereichen, auch bei der Ar-
beitszimmernutzung, hat der Große Senat des Bundesfinanzhofs8 nunmehr den Rückwärtsgang eingelegt. Er stellt klar, 
dass bei einem sowohl für die Einkünfteerzielung als auch privat genutzten Raum keine sinnvolle Nutzungs- und in 
Folge Kostenaufteilung möglich ist. Seine Entscheidung begründet er zum einen mit dem allgemeinen Wortverständnis 
und zum anderen mit den gesetzgeberischen Motiven zur Anknüpfung an den herkömmlichen Begriff des „häuslichen 
Arbeitszimmers“. Dieser setzt voraus, dass der Raum wie ein Büro eingerichtet ist und nahezu ausschließlich zur Erzie-
lung von Einnahmen genutzt wird. Nahezu ausschließlich meint 90 % in Bezug auf die Fläche als auch die Zeit. 
 
Diese Rechtsprechung läuft dem zunehmenden Trend zum häuslichen Arbeitszimmer zuwider. Sie berücksichtigt Heim-
arbeitsplätze nicht, bei denen z. B. Kunststoffteile zusammengebaut oder Textilien zusammengenäht werden und die 
deshalb keinen Bürocharakter erfordern. Auch das Argument der schwierigen Überprüfung des Umfangs der Nutzung 
innerhalb der Wohnung des Steuerpflichtigen wirkt nicht wirklich überzeugend. Verständlich ist nur die ablehnende 
Einstellung zur sog. Arbeitsecke am Küchentisch oder im Schlafzimmer, weil hier die privaten Wohnzwecke klar im Vor-
dergrund stehen. 
 

Kürzung der außergewöhnlichen Belastungen um zumutbare  
Belastung verfassungsgemäß 

 
Krankheitskosten können als außergewöhnliche Belastungen das steuerpflichtige Einkommen mindern. Allerdings ist 
eine zumutbare Belastung zu berücksichtigen, die sich nach dem Gesamtbetrag der Einkünfte, der Veranlagungsform 
und der Anzahl der Kinderfreibeträge richtet. So müssen bspw. Steuerpflichtige mit einem Gesamtbetrag der Einkünfte 
von mehr als 51.130 € und zwei Kindern 4 % des Gesamtbetrags der Einkünfte selber tragen. Nur der darüber hinaus-
gehende Betrag mindert das zu versteuernde Einkommen. 
 
Beispiel: 
Gesamtbetrag der Einkünfte 60.000 € 
Krankheitskosten 8.000 € 
4 % zumutbare Belastung von 60.000 € 2.400 € 
Minderung des steuerpflichtigen Einkommens 5.600 € 
 
Die Kürzung um die zumutbare Belastung ist nach einem Urteil des Bundesfinanzhofs9 verfassungsgemäß. Er hat dabei 
einen Vergleich mit Sozialhilfeberechtigten angestellt, die auch nicht alle Krankheitskosten von der gesetzlichen Kran-
kenkasse erstattet bekommen, sondern auch bestimmte Eigenanteile tragen müssen. 
 

Anerkennung eines Mietverhältnisses zwischen Eltern  
und unterhaltsberechtigtem Kind 

 
Eltern hatten ihrer unterhaltsberechtigten Tochter eine Wohnung in ihrem ansonsten vermieteten Haus zur Nutzung als 
Wohnung überlassen. Ein schriftlicher Mietvertrag wurde zwischen den Parteien nicht geschlossen. In ihrer Einkommen-
steuererklärung beantragten die Eltern, Verluste aus dem bestehenden Mietverhältnis anzuerkennen. 
 
Das Finanzamt lehnte die Anerkennung ab, da Mietzahlungen nicht geflossen sind. Eine erklärte Aufrechnung mit einem 
der Tochter zustehenden Unterhaltsanspruch ist nicht anzuerkennen, da die Miete nicht in das Vermögen der Eltern 
gelangte. 
 
Auch das Finanzgericht Düsseldorf10 lehnte die Anerkennung des Mietverhältnisses ab. Nach Auffassung des Gerichts 
setzt die Anerkennung von Gestaltungen zwischen nahen Angehörigen voraus, dass sie klar vereinbart, ernsthaft ge-
wollt, tatsächlich durchgeführt sind und inhaltlich dem zwischen fremden Dritten Vereinbarten entsprechen. Im Urteils-
fall sind Mietzahlungen von der Tochter nicht aus einem ihr von den Eltern gewährten Barunterhalt geleistet worden. 
Eine Verrechnung zwischen gegenseitigen und fälligen Ansprüchen ist zwar zulässig, sie muss aber tatsächlich zu den 
jeweiligen Fälligkeitsterminen nachweisbar durchgeführt werden. Dies gilt umso mehr, als die Höhe des Unterhaltsan-
spruchs der Tochter nicht im Einzelnen festgelegt wurde. Auch gibt es keine Vereinbarungen über weitere Barunter-
haltsleistungen und keine Nachweise über solche Zahlungen. 
 
  

                                                        
8 BFH, Beschl. v. 27.07.2015, GrS 1/14, DStR 2016, S. 210, LEXinform 0934488. 
9 BFH, Urt. v. 02.09.2015, VI R 32/13, BFH/NV 2016, S. 291, LEXinform 0929761. 
10 FG Düsseldorf, Urt. v. 20.05.2015, 7 K 1077/14, (Rev. eingel., Az. BFH: IX R 28/15), LEXinform 5018606. 
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Geplante Sonderabschreibung für den Neubau von  
Mietwohnungen in Ballungsgebieten 

 
Mit der Einführung einer zeitlich befristeten Sonderabschreibung will die Bundesregierung11 die Schaffung neuer Miet-
wohnungen in ausgewiesenen Fördergebieten begünstigen. Gefördert wird die Anschaffung/Herstellung neuer Gebäude 
oder Eigentumswohnungen. Diese müssen mindestens zehn Jahre nach der Anschaffung/Herstellung zu Wohnzwecken 
entgeltlich überlassen werden. Bei Unterschreitung des Zehnjahreszeitraums wird die Sonderabschreibung rückwirkend 
versagt. Zusätzlich zur „regulären“ AfA können im Jahr der Anschaffung/Herstellung und im darauf folgenden Jahr je-
weils bis zu 10 % sowie im dritten Jahr bis zu 9 % der Anschaffungs- oder Herstellungskosten steuermindernd geltend 
gemacht werden. Weitere Voraussetzungen sind zu beachten: 
 
· Die Förderung ist beschränkt auf Neubauten, deren Baukosten max. 3.000 € je Quadratmeter Wohnfläche betragen, 

wovon max. 2.000 € je Quadratmeter Wohnfläche gefördert werden. 
· Die Förderung ist zeitlich befristet. Die Stellung des Bauantrags bzw. die Bauanzeige müssen zwischen dem 

1. Januar 2016 und dem 31. Dezember 2018 erfolgen. Letztmalig kann die Sonderabschreibung im Jahr 2022 in An-
spruch genommen werden. 

· Die neuen Wohnungen müssen in einem ausgewiesenen Fördergebiet liegen. Ein solches wird definiert in Anlehnung 
an die Mietenstufen des Wohngelds (Mietenstufen IV bis VI). Umfasst sind auch Gebiete mit Mietpreisbremse und 
abgesenkter Kappungsgrenze. 

 
Nach Verabschiedung des Gesetzes durch Bundestag/Bundesrat können die Maßnahmen erst in Kraft treten, wenn 
aufgrund beihilferechtlicher Erwägungen die Genehmigung der Europäischen Kommission vorliegt. 
 

Aufwendungen für ein Notrufsystem in einer Seniorenresidenz  
sind haushaltsnahe Dienstleistungen 

 
Der Bundesfinanzhof12 hat entschieden, dass die Aufwendungen für ein Notrufsystem, das innerhalb einer Wohnung im 
„Betreuten Wohnen“ Hilfeleistung rund um die Uhr sicherstellt, als haushaltsnahe Dienstleistungen geltend gemacht 
werden können.13 
 
Aufwendungen für solche haushaltsnahe Dienstleistungen können jährlich in Höhe von 20 % der Aufwendungen, maxi-
mal 4.000 €, steuermindernd geltend gemacht werden. Entsprechende Aufwendungen sind solche für die Inanspruch-
nahme von Pflege- und Betreuungsleistungen sowie Heim- oder Pflegekosten. Die Dienstleistungen müssen mit denen 
einer Hilfe im Haushalt vergleichbar sein, wie sie beispielsweise auch von im Haushalt lebenden Familienangehörigen 
geleistet werden könnten. 
 
Ein Rentner bewohnte eine Drei-Zimmer-Wohnung im „Betreuten Wohnen“ in einer Seniorenresidenz. Neben dem Miet-
vertrag schloss er einen Seniorenbetreuungsvertrag ab. Dieser garantierte ihm 24 Stunden pro Tag ein Notrufsystem, 
einschließlich des für die Nachtwache und die Soforthilfe im Notfall erforderlichen Fachpersonals. 
 
Durch die Rufbereitschaft wird sichergestellt, dass ein Bewohner, der sich im räumlichen Bereich seines Haushalts auf-
hält, im Notfall Hilfe erhalten kann. Eine solche Rufbereitschaft leisten typischerweise in einer Haushaltsgemeinschaft 
zusammenlebende Familien- oder sonstige Haushaltsangehörige. Es handelt sich damit um haushaltsnahe Dienstleis-
tungen. Diese Leistungen werden auch im Haushalt erbracht, da der Leistungserfolg in der Wohnung eintritt, unabhän-
gig davon, dass sich die Notrufzentrale außerhalb des Haushalts befindet. 
 

Geänderte Rechtsauffassung zur gewinnneutralen Realteilung 
 
Nach bisheriger Rechts- und Verwaltungsauffassung setzte eine gewinnneutrale Realteilung die Aufgabe des Betriebs 
der bisherigen Mitunternehmerschaft voraus. Dies hatte eine Aufteilung des Gesellschaftsvermögens unter den Mitun-
ternehmern zur Folge. Mindestens einer von ihnen musste seine ihm bei der Aufteilung zugewiesenen Wirtschaftsgüter 
in ein anderes Betriebsvermögen überführen.14 
 
An dieser Auffassung hält der Bundesfinanzhof15 nicht mehr fest. Nach der neuen Rechtsprechung liegt eine gewinn-
neutrale Realteilung auch dann vor, wenn ein Mitunternehmer unter Übernahme eines Teilbetriebs aus einer Mitunter-
nehmerschaft ausscheidet und sie unter den verbliebenen Mitunternehmern fortgeführt wird. 
 
Ein steuerpflichtiger Veräußerungstatbestand liegt allerdings dann vor, wenn dem Ausscheidenden neben der Übertra-
gung des Teilbetriebs eine Rente zugesagt wird, die sich nicht als betriebliche Versorgungsrente darstellt.16 Der Veräu-
ßerungsgewinn errechnet sich aus dem Kapitalwert der Rente zuzüglich dem Buchwert des übernommenen Teilbetriebs 
abzüglich etwaiger Veräußerungskosten und dem Wert des Kapitalkontos. 
                                                        
11 Entwurf eines Gesetzes zur steuerlichen Förderung des Mietwohnungsneubaus v. 29.02.2016, BT-DrS. 18/7736, LEXin-

form 0444058. 
12 BFH, Urt. v. 03.09.2015, VI R 18/14, BFH/NV 2016, S. 458, LEXinform 0934652. 
13 § 35a Abs. 2 Satz 1 EStG. 
14 BFH, Urt. v. 11.04.2013, III R 32/12, BStBl 2014 II, S. 242, LEXinform 0929324. 
15 BFH, Urt. v. 17.09.2015, III R 49/13, DStR 2016, S. 377, LEXinform 0934330. 
16 § 16 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 EStG. 
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Gutschrift eines übertragenen Wirtschaftsguts auf Kapitalkonto II  
ist keine Gewährung von Gesellschaftsrechten 

 
Ein für die Praxis wichtiges Urteil im Zusammenhang mit der Einbringung von Wirtschaftsgütern in eine Personengesell-
schaft hat der Bundesfinanzhof17 gefällt. Bringt beispielsweise ein Mitunternehmer ein Wirtschaftsgut aus einem Be-
triebsvermögen in eine Personengesellschaft ein, muss dies zum Buchwert geschehen, wenn ihm hierfür Gesellschafts-
rechte gewährt werden. Dies ist regelmäßig günstig für den Einbringenden, weil er nicht die stillen Reserven des einge-
brachten Wirtschaftsguts versteuern muss. Nach Auffassung des Bundesministeriums der Finanzen (BMF) werden Ge-
sellschaftsrechte sowohl durch die Buchung auf dem Kapitalkonto I als auch auf dem Kapitalkonto II gewährt.18 Das 
Kapitalkonto I ist dabei das feste Kapital, das die Beteiligungsquote des Gesellschafters ausdrückt. Das Kapitalkonto II 
wird als variables Konto geführt und gilt als Eigenkapitalkonto, wenn auf ihm auch Verluste des Gesellschafters verbucht 
werden und hat insbesondere steuerliche Bedeutung für Kommanditisten. 
 
Das Gericht hat der Auffassung des BMF aber widersprochen und entschieden, dass durch die Buchung auf dem Kapi-
talkonto II keine Gesellschaftsrechte gewährt werden. Im entschiedenen Fall hatte ein Kommanditist ein Kiesvorkom-
men in seine GmbH & Co. KG eingebracht. Der Wert wurde seinem Kapitalkonto II gutgeschrieben. Die Gesellschaft 
machte die Absetzungen für Substanzverringerung (AfS) auf das aktivierte Kiesvorkommen geltend. Dies ist aber nur 
möglich, wenn die Gesellschaft dem Kommanditisten für den Wert des Kiesvorkommens Gesellschaftsrechte gewährt 
oder ein Entgelt gezahlt hat. Weil nach Auffassung des Gerichts keine Gesellschaftsrechte gewährt worden waren, han-
delte es sich um eine unentgeltliche Übertragung, somit eine Einlage, auf die bei im Privatvermögen entdeckten Kies-
vorkommen keine AfS möglich sind. 
 
Hinweis: Das Urteil steht in Widerspruch zur bisherigen Auffassung des BMF, so dass seine Reaktion abgewartet wer-
den muss. Es wird erwartet, dass das Urteil von der Finanzverwaltung erst nach einer Übergangsfrist allgemein ange-
wendet wird, so dass bisherige Einbringungsvorgänge davon nicht negativ betroffen sind. 
 
Werbungskostenabzug auch bei langfristig unbebauten Grundstücken möglich 
 
Werbungskosten sind bei den Einkünften aus Vermietung und Verpachtung nur abzugsfähig, wenn Einnahmen erzielt 
werden oder zumindest beabsichtigt ist, Einnahmen zu erzielen. Der Bundesfinanzhof19 hatte über den Werbungskos-
tenabzug von Zinsen für ein unbebautes Grundstück zu entscheiden, das 2003 mit einer Bebauungspflicht gekauft wor-
den war und erst 2013 tatsächlich bebaut wurde. Zwischenzeitlich waren keine Mieten eingenommen worden. Das 
Finanzamt erkannte die ab 2003 angefallenen Zinsen nicht als Werbungskosten an, weil die Bebauungsabsicht nicht 
nachgewiesen war. Diese ist aber Voraussetzung für den Werbungskostenabzug. 
 
Das Gericht hat die Sache an das Finanzgericht zurückverwiesen und ihm folgende Hinweise gegeben: Der lange Zeit-
raum, in dem das Grundstück nicht bebaut wurde, spricht nicht gegen eine Bebauungsabsicht. Für eine Bebauungsab-
sicht spricht hingegen, dass in den Jahren Baupläne erstellt wurden, eine Bebauungspflicht bestand und Eigenkapital 
zur Bebauung angespart wurde. Schließlich spricht auch die tatsächliche Bebauung ab 2013 dafür. 
 
Tipp: Werden bei einem unbebauten Grundstück über längere Zeit keine Einnahmen erzielt, sollten Beweise für eine 
Bebauungsabsicht gesammelt werden, damit die Werbungskosten abgezogen werden können. Hierzu gehören bei-
spielsweise: Architektenverträge, Baupläne, Bauvoranfragen, Angebote von Bauhandwerkern oder die langfristige Fi-
nanzierung des Grundstückskaufpreises. 
 

Verbilligte Parkplatzüberlassung an Arbeitnehmer ist umsatzsteuerpflichtig 
 
Die Überlassung von Parkplätzen an Arbeitnehmer kann entweder entgeltlich oder unentgeltlich erfolgen. Eine verbillig-
te Parkraumüberlassung ist als entgeltliche Leistung anzusehen. 
 
Die entgeltliche Überlassung eines Parkplatzes ist umsatzsteuerpflichtig. Es ist für die Beurteilung unerheblich, dass die 
Parkplätze den Arbeitnehmern überwiegend aus betrieblichen Gründen überlassen werden. 
 
Im Gegensatz zur Beurteilung entgeltlicher Leistungen hängt die Steuerbarkeit bei einer unentgeltlichen Leistung von 
anderen Gesichtspunkten ab. Stehen unternehmensfremde Aspekte im Vordergrund, ist die Stellplatzüberlassung steu-
erbar. Wird ein Parkplatz im ganz überwiegenden betrieblichen Interesse zur Verfügung gestellt, ist die Nutzungsüber-
lassung nicht umsatzsteuerbar. (Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs20) 
 

                                                        
17 BFH, Urt. v. 29.07.2015, IV R 15/14, DStR 2016, S. 217, LEXinform 0934573. 
18 BMF, Schr. v. 11.07.2011, IV C 6-S-2178/09/10001, DStR 2011, S. 1319, LEXinform 5233394. 
19 BFH, Urt. v. 01.12.2015, IX R 9/15, DB 2016, S. 807, LEXinform 0950231. 
20 BFH, Urt. v. 14.01.2016, V R 63/14, BFH/NV 2016, S. 705, LEXinform 0950160. 
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Anforderung an eine zum Vorsteuerabzug berechtigende  
Rechnung hinsichtlich Leistungsbezeichnung und Lieferdatum 

 
Der Vorsteuerabzug aus einer Rechnung setzt voraus, dass diese die gesetzlich geforderten Angaben enthält.21 So muss 
die ausgestellte Rechnung u. a. die Menge und Art der gelieferten Gegenstände und das Lieferdatum enthalten. 
 
Aufgrund der Leistungsbezeichnung muss es möglich sein, die gelieferten Gegenstände zu identifizieren. Bei Kleidungs-
stücken reichen allgemeine Angaben wie z. B. Jacke, Hose, Rock oder Kleid usw. nicht aus. Neben Herstellerangaben 
oder Angaben einer Eigenmarke ist auch die Benennung von Größe, Farbe, Material oder Schnittform notwendig. Die 
Angabe des Lieferdatums ist auch dann erforderlich, wenn dieses Datum mit dem Ausstellungsdatum der Rechnung 
übereinstimmt. (Quelle: Urteil des Finanzgerichts Hamburg22) 
 

Voraussetzungen für die Änderung eines einmal  
ausgeübten Wahlrechts in einer Steuererklärung 

 
Ein Unternehmer hatte einen erheblichen Veräußerungsgewinn erzielt. Im Rahmen der Einkommensteuererklärung 
beantragte er dafür die Anwendung eines begünstigten Steuersatzes.23 Das Finanzamt folgte diesem Antrag, der Steu-
erbescheid wurde rechtskräftig. 
 
Später änderte das Finanzamt den Steuerbescheid aufgrund anderer Sachverhalte zugunsten des Unternehmers. Es 
kam zu Steuererstattungen. Der Unternehmer hat gegen diesen Bescheid Einspruch eingelegt. Er beantragte eine Steu-
ererhöhung durch Verzicht auf Anwendung der Steuerermäßigung für den Veräußerungsgewinn. Grund für die Mei-
nungsänderung war, dass die Antragstellung auf Anwendung eines begünstigten Steuersatzes im nächsten Jahr zu einer 
insgesamt geringeren Steuerbelastung führen würde. Er hatte in dem weiteren Jahr ebenfalls einen begünstigungsfähi-
gen Veräußerungsgewinn erzielt. 
 
Nach einem Urteil des Bundesfinanzhofs24 war der Einspruch mit dem Antrag auf eine höhere Besteuerung unzulässig. 
Der Antrag auf Änderung eines einmal ausgeübten Wahlrechts auf die steuerbegünstigte Veranlagung eines Veräuße-
rungsgewinns ist nur bis zur endgültigen Rechtskraft des Steuerbescheids möglich. Es kann sich dabei z. B. auch um die 
rechtskräftige Entscheidung über einen Einspruch oder eine Klage handeln. Die Möglichkeit wäre auch gegeben, soweit 
der Bescheid noch unter dem Vorbehalt der Nachprüfung steht. 
 
Führt eine finanzamtsseitig nach Rechtskraft des Steuerbescheids noch mögliche Änderung zu einer höheren Steuerbe-
lastung, können nur insoweit Anträge auf Berücksichtigung von steuermindernden Umständen gestellt werden. Anträge, 
die über die partielle Bestandskraft hinausgehen, sind unzulässig. 
 

Gesetzentwurf soll Manipulation von Registrierkassen verhindern 
 
Das Bundesministerium der Finanzen hat einen Gesetzentwurf25 vorgelegt. Dessen Regelungen sollen Manipulationen 
an sogenannten digitalen Grundaufzeichnungen, z. B. mittels Registrierkassen, verhindern. Dafür sind mehrere Mittel 
vorgesehen: 
 
Es wird eine technische Sicherung vorgeschrieben, die ein Überschreiben der Daten in Registrierkassen verhindert. 
Das meint nicht, dass nur noch elektronische Registrierkassen erlaubt sind, sondern, dass ein unerkanntes Löschen oder 
Ändern der Kassenaufzeichnungen unmöglich wird. Die gleichzeitig vorgelegte technische Verordnung26 sieht dafür 
beispielsweise Sicherheitsmodule, Speichermedien, elektronische Archivierungen, digitale Schnittstellen und die Proto-
kollierung der Aufzeichnungen vor. 
 
Es wird eine Kassen-Nachschau eingeführt. Eine Kassen-Nachschau ist eine Art Betriebsprüfung, die unangekündigt 
erfolgt und die Ordnungsmäßigkeit der Kassenaufzeichnungen und deren Erfassung in der Buchführung überprüfen 
darf. 
 
Verstöße gegen die Sicherungspflicht können mit einer Geldbuße von bis zu 25.000 € geahndet werden. 
Nach dem Entwurf sollen die Gesetzesregelungen für Wirtschaftsjahre ab dem 1. Januar 2019 gelten. 
Achtung: Schon ab dem 1. Januar 2017 müssen elektronische Kassen oder Taxameter alle Einzelumsätze aufzeichnen 
und für mindestens zehn Jahre unveränderbar abspeichern können. Dafür sind manche Kassen oder Taxameter nachzu-
rüsten.27 
 
                                                        
21 § 14 Abs. 4 UStG. 
22 FG Hamburg, Urt. v. 30.09.2015, 5 K 85/12, LEXinform 5018604. 
23 § 34 EStG. 
24 BFH, Urt. v. 09.12.2015, X R 56/13, BFH/NV 2016, S. 618, LEXinform 0934512. 
25 BMF, Entwurf eines Gesetzes zum Schutz vor Manipulationen an digitalen Grundaufzeichnungen v. 18.03.2016, LEXin-

form 0444289. 
26 BMF, Entwurf einer Technischen Verordnung zur Durchführung des Gesetzes zum Schutz vor Manipulationen an digitalen Grund-

aufzeichnungen v. 18.03.2016, LEXinform 0444290. 
27 BMF, Schr. v. 26.11.2010, IV A 4 – S 0316/08/10004-07, BStBl 2010 I, S. 1342, LEXinform 5233023. 
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Keine Verjährung von Steueransprüchen am Wochenende 
 
Fällt das Jahresende auf einen Sonntag, einen gesetzlichen Feiertag oder einen Samstag, endet die Festsetzungsfrist für 
Ansprüche aus dem Steuerschuldverhältnis erst mit Ablauf des nächstfolgenden Werktags. 
 
Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH)28 im Fall einer Antragsveranlagung eines Arbeitnehmers entschieden. Ein entspre-
chender Antrag29 kann innerhalb der sog. Festsetzungsfrist gestellt werden. Diese beginnt mit Ablauf des Jahres der 
Steuerentstehung und beträgt vier Jahre. Der Antrag auf Veranlagung des Arbeitnehmers für 2007 ging am 
2. Januar 2012 beim Finanzamt ein. Das Finanzamt und das Finanzgericht sahen die Antragstellung als verspätet an. 
Der BFH dagegen hat die Antragstellung für fristgerecht beurteilt, weil das Jahresende 2011 auf einen Samstag fiel.30 
Diese Entscheidung kann auch für 2016 von Bedeutung sein, weil der 31. Dezember 2016 auf einen Samstag fällt. 
 

Ferienjobs sind für Schüler sozialversicherungsfrei 
 
Während der Ferien können Schüler unbegrenzt Geld verdienen, ohne sozialversicherungspflichtig zu werden. Voraus-
setzung ist, dass die Beschäftigung innerhalb eines Kalenderjahres auf längstens drei Monate oder 70 Arbeitstage nach 
ihrer Eigenart begrenzt zu sein pflegt oder im Voraus vertraglich begrenzt ist, es sei denn, dass die Beschäftigung be-
rufsmäßig ausgeübt wird und ihr Entgelt 450 € im Monat übersteigt.31 
 
Wird die Beschäftigung in einem Kalenderjahr über diesen Zeitraum hinaus fortgesetzt und ein Arbeitsentgelt von bis zu 
450 € im Monat gezahlt, sind die Vorschriften für die sogenannten Minijobs anzuwenden. 
 
Beispiel: Schüler Paul arbeitet erstmals in den Sommerferien vom 21. Juli bis 2. September 2015 in einer Firma und 
erhält dafür ein Entgelt von 800 €. Es entsteht keine Sozialversicherungspflicht, weil er nicht mehr als drei Monate bzw. 
70 Tage arbeitet. Ab 1. Oktober 2015 arbeitet er für monatlich 450 €. Ab diesem Tag hat der Arbeitgeber die pauscha-
len Beiträge sowie die Umlagen an die Knappschaft Bahn-See zu entrichten. 
 
Hinweis: Wegen der übrigen Vorschriften (z. B. Gesetz zur Stärkung der Tarifautonomie) sollte eine Abstimmung mit 
dem Steuerberater erfolgen. 
 

Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträge auf  
Kapitalabfindungen und Sofortrenten 

 
Bei der Bemessung der Beiträge zur freiwilligen gesetzlichen Krankenversicherung nach den „Beitragsverfahrensgrund-
sätzen Selbstzahler“ des Spitzenverbands Bund der Krankenkassen sind gleichzeitig Kapitalerträge aus einer Kapitalle-
bensversicherung und Renteneinkommen aus einer damit finanzierten Sofortrentenversicherung zu berücksichtigen. 
 
Auch wenn der kapitalisierte Betrag unmittelbar in eine Sofortrentenversicherung eingezahlt wird, ohne dass es zu einer 
Auszahlung der Kapitalleistungen kommt, handelt es sich um zwei verschiedene Versicherungsverträge. Unabhängig 
von der Frage der Auszahlung bestand für den Versicherten die Möglichkeit, eine wirtschaftliche Entscheidung zu tref-
fen. Die Entscheidung für eine Investition in eine weitere Versicherung lässt den Entnahmecharakter allerdings nicht 
entfallen, so dass es sich nicht um eine doppelte Verbeitragung handelt. 
 
Das Bundessozialgericht muss abschließend entscheiden. (Quelle: Landessozialgericht Rheinland-Pfalz32) 
 

Angestellter GmbH-Gesellschafter auch mit  
Sperrminorität sozialversicherungspflichtig 

 
Die Rechtsprechung zur Sozialversicherungspflicht von angestellten GmbH-Gesellschaftern und GmbH-Geschäftsführern 
hat sich in den letzten Jahren erheblich geändert. In vielen Fällen besteht jetzt im Gegensatz zur früheren Rechtspre-
chung Sozialversicherungspflicht. Das Landessozialgericht Berlin-Brandenburg33 hatte hierzu folgenden Fall zu entschei-
den: 
 
An einer GmbH waren A und B je zur Hälfte beteiligt. Während Gesellschafter A Geschäftsführer war, war Gesellschaf-
ter B Angestellter mit Einzelprokura (nicht Geschäftsführer). Das Gericht entschied, dass B sozialversicherungspflichtig 
ist. B hatte zwar mit 50 % der Stimmrechte die Macht, ihm nicht genehme Gesellschafterbeschlüsse zu verhindern 
(sog. Sperrminorität). Die unmittelbare arbeitsrechtliche Dienstaufsicht und das Weisungsrecht hatte aber A und nicht 
die Gesellschafterversammlung. Selbst wenn das Weisungsrecht in der täglichen Praxis tatsächlich nicht ausgeübt wur-
de, weil A und B sich für gleichberechtigt hielten, führt dies zu keinem anderen Ergebnis. 
 

                                                        
28 BFH, Urt. v. 20.01.2016, VI R 14/15, LEXinform 0950283. 
29 § 46 Abs. 2 Nr. 8 EStG. 
30 § 108 Abs. 3 AO. 
31 §§ 8 Abs. 1 Nr. 2 i.V.m. 115 SGB IV. 
32 LSG Rheinland-Pfalz, Urt. v. 03.12.2015, L 5 KR 84/15, (Rev. eingel., Az: BSG: B 12 KR 1/16 R), LEXinform 0444013. 
33 LSG Berlin-Brandenburg, Urt. v. 07.01.2016, L 9 KR 84/13, GmbHR 2016, S. 164, LEXinform 5213996. 
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Tipp: Wird ein GmbH-Geschäftsführer sozialversicherungspflichtig angemeldet, wird immer ein 
sog. Statusfeststellungsverfahren durchgeführt. Wird er oder ein GmbH-Gesellschafter nicht angemeldet, weil die Betei-
ligten von der Versicherungsfreiheit ausgehen, sollte innerhalb eines Monats nach Beschäftigungsbeginn eine Status-
feststellung bei der Deutschen Rentenversicherung Bund beantragt werden. Wenn dort ein versicherungspflichtiges 
Beschäftigungsverhältnis festgestellt wird, tritt die Versicherungspflicht nicht rückwirkend, sondern erst mit der Be-
kanntgabe der Entscheidung ein, wenn der Beschäftigte zustimmt und er für die Zwischenzeit ausreichend krankenver-
sichert war und eine hinreichende Altersvorsorge getroffen hat.34 
 

Das Hausrecht bei einer vermieteten Wohnung steht  
ausschließlich dem Mieter zu 

 
Bei vermieteten Räumen steht das Hausrecht allein dem Mieter zu. Der Vermieter darf ohne dessen Erlaubnis die ver-
mieteten Räume grundsätzlich weder selbst betreten, noch ist er befugt, anderen den Zutritt zu gestatten oder zu ver-
sagen. Umgekehrt steht es dem Mieter zu, einer anderen Person den Zutritt zu den gemieteten Räumen zu erlauben, 
und zwar auch gegen den Willen des Vermieters. Einschränkungen hinsichtlich der Alleinzuständigkeit des Mieters sind 
nur in Ausnahmefällen denkbar. So steht dem Vermieter bei größeren Mieteinheiten in der Regel eine Mitberechtigung 
hinsichtlich der Gemeinschaftseinrichtungen zu. Diese Entscheidung hat das Kammergericht Berlin35 getroffen. 
 

Mietrecht: Schriftform sollte bei jeder Mieterhöhung eingehalten werden 
 
Die Änderung der Miethöhe stellt stets eine wesentliche und dem Schriftformzwang36 unterfallende Vertragsänderung 
dar. Dies gilt zumindest dann, wenn die Miethöhe für den Zeitraum von mehr als einem Jahr geändert wird und nicht 
jederzeit vom Vermieter widerrufen werden kann. Das hat der Bundesgerichtshof37 entschieden. 
 
Nach Auffassung des Gerichts muss bei einer solchen Änderung des Mietvertrags die Schriftform auch bei einer gering-
fügigen Änderung der Miete gewahrt werden. Die Höhe des Mietzinses ist ein wesentlicher Bestandteil eines Mietver-
trags. Davon hängt ab, ob der Vermieter einem Mieter wegen Zahlungsverzugs die fristlose Kündigung aussprechen 
darf. Hierzu kann der Vermieter auch dann berechtigt sein, wenn der Mieter über längere Zeit eine geringfügige Erhö-
hung der Miete nicht beachtet. Darüber hinaus kann kaum festgelegt werden, wann eine Erhöhung der Miete als uner-
heblich einzustufen ist. Deshalb ist der Mieter nicht daran gehindert, sich nach Treu und Glauben auf einen Mangel der 
Schriftform zu berufen und deshalb das ursprünglich bis zu einem späteren Zeitpunkt befristete Mietverhältnis vorzeitig 
unter Einhaltung der gesetzlichen Kündigungsfrist ordentlich zu kündigen. Die Berufung auf einen Mangel der Schrift-
form ist nur dann ausgeschlossen, wenn die vorzeitige Kündigung des Mietvertrags für den Vermieter untragbar wäre. 
 

Keine betriebliche Übung bei der Vergütung von Raucherpausen 
 
Wenn ein Arbeitgeber eine bestimmte Verhaltensweise regelmäßig wiederholt, kann daraus eine betriebliche Übung 
entstehen, aus der die Arbeitnehmer einen Anspruch herleiten können. Dabei ist maßgeblich, wie die Arbeitnehmer das 
Verhalten des Arbeitgebers unter Berücksichtigung aller Begleitumstände verstehen durften. Eine betriebliche Übung für 
bezahlte Raucherpausen, für die die Arbeitnehmer ihren Arbeitsplatz bisher jederzeit verlassen durften, entsteht nicht, 
wenn der Arbeitgeber bisher nicht die genaue Häufigkeit und Dauer der jeweiligen Pausen kannte. Denn dann fehlt es 
bereits an der regelmäßigen Wiederholung einer gleichförmigen Leistungsgewährung durch den Arbeitgeber. Die Ar-
beitnehmer dürfen auch nicht darauf vertrauen, vom Arbeitgeber ohne jede Gegenleistung bezahlt zu werden. Das gilt 
erst recht dann, wenn die Arbeitnehmer selbst über Häufigkeit und Dauer der Raucherpausen bestimmen können. Auch 
die offensichtliche Ungleichbehandlung mit den Nichtrauchern spricht gegen einen Verpflichtungswillen des Arbeitge-
bers, bezahlte Raucherpausen zu gewähren. (Quelle: Urteil des Landesarbeitsgerichts Nürnberg38) 
 

Anrechnung von Sonderzahlungen auf den gesetzlichen Mindestlohn 
 
Nach Auffassung des Landesarbeitsgerichts Berlin-Brandenburg39 ist es zulässig, wenn der Arbeitgeber bestimmte Son-
derzahlungen auf den gesetzlichen Mindestlohn anrechnet. Geklagt hatte eine Arbeitnehmerin, die einen arbeitsvertrag-
lich vereinbarten Stundenlohn von weniger als 8,50 € brutto pro Stunde erhielt. In ihrem Arbeitsvertrag war allerdings 
eine Sonderzahlung zweimal jährlich in Höhe eines halben Monatslohns vereinbart, die nur davon abhängig war, dass 
sie in dem jeweiligen Jahr überhaupt beschäftigt war. Die Arbeitgeberin und der im Betrieb bestehende Betriebsrat 
hatten vereinbart, diese Sonderzahlungen auf alle zwölf Monate zu verteilen, d. h. jeden Monat ein Zwölftel der Sonder-
zahlung auszuzahlen. Rechnete man diese zusätzlichen anteiligen Sonderzahlungen dem vereinbarten Mindestlohn der 
Klägerin hinzu, ergab sich ein Stundenlohn von mehr als 8,50 € brutto pro Stunde. Daneben zahlte die Arbeitgeberin 
auf arbeitsvertraglicher Grundlage Überstunden-, Sonn- und Feiertags- sowie Nachtzuschläge, die sie auf der Grundlage 
des vereinbarten Stundenlohns von weniger als 8,50 € berechnete. 
 

                                                        
34 § 7a Abs. 6 SGB IV. 
35 KG Berlin, Beschl. v. 03.08.2015, 161 Ss 160/15, NJW 2015, S. 3527, LEXinform 5213997. 
36 § 550 Satz 1 BGB. 
37 BGH, Urt. v. 25.11.2015, XII ZR 114/14, MDR 2016, S. 146, LEXinform 1650732. 
38 LAG Nürnberg, Urt. v. 05.08.2015, 2 Sa 132/15, BB 2015, S. 2622, LEXinform 4029419. 
39 LAG Berlin-Brandenburg, Urt. v. 12.01.2016, 19 Sa 1851/15, (Rev. eingel., Az. BAG: 5 AZR 135/16), LEXinform 0444025. 



 

 

Seite 9 

Die Klägerin machte geltend, die Sonderzahlungen stünden ihr zusätzlich zu einem Stundenlohn von 8,50 € brutto zu. 
Dieser gesetzlich vorgeschriebene Mindestlohn sei auch der Berechnung der Zuschläge zugrunde zu legen.40 
Das Gericht erkannte einen Anspruch der Klägerin nur in Bezug auf die Nachtarbeitszuschläge an. 
 
Im Falle der Klägerin stellten die Sonderzahlungen nach Ansicht des Gerichts Arbeitsentgelt für ihre normale Arbeitsleis-
tung dar. Eine Anrechnung auf den gesetzlichen Mindestlohn sei deshalb möglich. Die Betriebsvereinbarung, wonach die 
Sonderleistungen als monatliche Teilleistungen gezahlt werden, sei nicht zu beanstanden. Die vertraglich geregelten 
Überstunden-, Sonn- und Feiertagzuschläge habe die Arbeitgeberin berechtigterweise auf der Basis der vereinbarten 
vertraglichen Vergütung berechnet. Nur die Nachtarbeitszuschläge müssten auf der Basis des gesetzlichen Mindestlohns 
berechnet werden, weil es eine gesetzliche Vorschrift gebe,41 die einen angemessenen Zuschlag auf das dem Arbeit-
nehmer zustehende Bruttoarbeitsentgelt vorschreibe. 
Das Bundesarbeitsgericht muss abschließend entscheiden. 
 

Widerruf von Fernabsatzverträgen 
 
In einem vom Bundesgerichtshof42 entschiedenen Fall ging es um den Kauf zweier Matratzen über das Internet, die 
auch geliefert und bezahlt wurden. Nachdem der Käufer auf ein günstigeres Angebot eines anderen Anbieters aufmerk-
sam geworden war, bat er den Verkäufer um Erstattung des Differenzbetrags von 32,98 €, damit er von dem ihm als 
Verbraucher zustehenden Widerrufsrecht absehe. Als der Verkäufer dies ablehnte, widerrief der Käufer den Kaufvertrag 
fristgerecht, sandte die Matratzen zurück und verlangte Rückzahlung des Kaufpreises. Zu Recht, befand das Gericht, 
weil der Widerruf keiner Begründung bedarf und die Absicht des Käufers, einen besseren Preis zu erzielen, keinen 
Rechtsmissbrauch darstellt. 
 

Formularklauseln über Abzugsbeträge bei  
Förderdarlehen (KfW-Darlehen) halten Stand 

 
Der Bundesgerichtshof43 hat entschieden, dass folgende Klausel in Darlehensverträgen, mit denen Fördermittel der 
Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) gewährt wurden, wirksam ist: 
 
„Es wird ein Disagio (Abzug vom Nennbetrag des Kredits) von 4,00 v. H. erhoben. Dieses umfasst eine Risikoprämie von 
2,0 v. H. für das Recht zur außerplanmäßigen Tilgung d. Kredits während d. Zinsfestschreibung u. 2,0 % Bearbeitungs-
gebühr.“ 
 
Hinweis: Die Entscheidung betrifft nur Darlehensverträge, die bis zum Inkrafttreten des Gesetzes zur Umsetzung der 
Verbraucherkreditrichtlinie am 11. Juni 2010 geschlossen wurden. Seit diesem Zeitpunkt ist ein Darlehensnehmer be-
rechtigt, seine Verbindlichkeiten aus einem Verbraucherdarlehensvertrag jederzeit ganz oder teilweise zu erfüllen.44 Die 
zu zahlende Vorfälligkeitsentschädigung darf 1 %, in bestimmten Fällen nur 0,5 % des vorzeitig zurückgezahlten Be-
trags nicht überschreiten.45 
 

Neue Hinweispflichten für Online-Händler/Streitschlichtungsstelle 
 
Seit dem 9. Januar 2016 gilt die EU-Verordnung über die Online-Streitbeilegung in Verbraucherangelegenheiten. Die 
Verordnung gilt für die außergerichtliche Streitbeilegung von Streitigkeiten über vertragliche Verpflichtungen aus Onli-
ne-Kaufverträgen oder Online-Dienstleistungsverträgen zwischen Verbrauchern und Unternehmern. Die Verordnung 
sieht in Artikel 14 Abs. 1 Informationspflichten für Unternehmer und Online-Marktplätze vor. Dieser lau-
tet: 
 
In der Union niedergelassene Unternehmer, die Online-Kaufverträge oder Online-Dienstleistungsverträge 
eingehen, und in der Union niedergelassene Online-Marktplätze stellen auf ihren Websites einen Link zur 
OS-Plattform ein. Dieser Link muss für Verbraucher leicht zugänglich sein. In der Union niedergelassene 
Unternehmer, die Online-Kaufverträge oder Online-Dienstleistungsverträge eingehen, geben zudem ihre 
E-Mail-Adressen an.  
 
In einem aktuellen Urteil zur Informationspflicht hat das Landgericht Bochum entschieden, dass ein unterlassener Hin-
weis und ein unterlassener eingestellter Link im Shop oder der Homepage einen Wettbewerbsverstoß darstellen. Es ist 
daher dringend allen betroffenen Händlern zu empfehlen, falls noch nicht geschehen, kurzfristig den entsprechenden 
Verweis und Link auf die Homepage einzustellen. Link: http://ec.europa.eu/consumers/odr.  
 
Da der Link leicht zugänglich sein muss, wird empfohlen, den Link entweder ins Impressum und/oder in die AGB aufzu-
nehmen.  
 
Ergänzend ist zum 1. April 2016 das Verbraucherstreitbeilegungsgesetz (VSBG) in Kraft getreten.  
                                                        
40 § 1 Abs. 2 Satz 1 MiLoG. 
41 § 6 Abs. 5 AZG. 
42 BGH, Urt. v. 16.03.2016, VIII ZR 146/15, LEXinform 0444229. 
43 BGH, Urt. v. 16.02.2016, XI ZR 454/14, LEXinform 0444103. 
44 § 500 Abs. 2 BGB. 
45 § 502 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BGB. 

http://ec.europa.eu/consumers/odr.

